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Anlage 




Bericht der Bundesregierung über ihre Bemühungen zur 
Freigabe der mit Manöverrechten belegten Gebiete in 
der Lüneburger Heide und Verwendung des Truppen- 
übungsplatzes Munster-Nord für Panzerübungen 


Um die Freigabe der mit Manöverrechten im Raum Soltau-Lüne- 
burg belegten Gebiete zu erreichen, schlug ich der Britischen Hohen 
Kommission im Juni, Juli und Dezember 1951 vor, 

a) die britische Artillerie von dem ehern. Heeresversuchsplatz 
Munster-Nord und dem Truppenübungsplatz Munster- Süd auf 
den Truppenübungsplatz Bergen zu verlegen; 

b) Panzerfahrübungen britischer Einheiten nur auf den Plätzen 
Munster-Nord und -Süd durchführen zu lassen. 

Die britische Rheinarmee griff die deutschen Vorschläge auf, erhob 
jedoch zugleich Bedenken wegen der aus der Zeit vor 1945 her- 
riihrenden evtl. Kampf Stoff Vergiftung des Übungsplatzes Munster- 
Nord. Eine intensivere Benutzung dieses bisher nur als Artillerie- 
Schießplatz dienenden ehern, deutschen Kampfstoffversuchsplatzes 
durch britische Truppen sei erst nach vollständiger Entgiftung des 
Geländes möglich. 

Eine Besprechung mit der Britischen Hohen Kommission am 
23. Januar 1952 ergab, daß die britische Rheinarmee im Zuge der 
Bereitstellung von Munster-Nord für Panzerübungen dem deut- 
schen Anträge folgend die Schußbahnen bereits verlegt, jedoch 
noch eine Überprüfung des Geländes durch britische Kampfstoff- 
sachverständige Vorbehalten hatte. 

Im März 1952 teilte die Britische Hohe Kommission mit, daß sie 
auf Grund des Berichtes der britischen Kampfstoff-Sachverstän- 
digen den bisherigen deutschen Vorschlägen zur Entlastung der 
Manöverrechtsgebiete nicht mehr zustimmen könne. Der Platz 
Munster-Nord sei wegen der bestehenden Kampfstoffgefahr zu- 
mindest während des Jahres 1952 als Übungsgelände — außer für 
Bombenabwürfe — nicht benutzbar. Der Umfang der Vergiftung 
müsse noch festgestellt werden; die vergifteten Flächen seien so- 
dann zu kennzeichnen, die übrigen Platzteile als an der Oberfläche 
frei von Kampfstoffen zu erklären. Nur unter diesen Vorausset- 
zungen würde es evtl, möglich sein, den Platz „für Infanterie- 
übungen zu Fuß, jedoch nicht zum Einschaufeln oder für Übungen 
mit Fahrzeugen, die den Grund aufwühlen und Kampfstoffe frei- 
legen würden“, zu benutzen. 

Am 7. März 1953 unterrichtete ich die Britische Hohe Kommission 
davon, daß die Gelände-Entgiftung und Vernichtung der Kampf- 
stoffmunition durch das niedersächsische Bombenräumkommando 
— nach 30monatigem Einsatz — auf dem Platz Munster-Nord 
beendet sei. Nach deutscher Auffassung stehe einer sofortigen Be- 
nutzung des Platzes, auch für Panzerübungen, nichts mehr im Wege. 
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Am 27. März 1953 gab die Britische Hohe Kommission bekannt, 
daß Munster-Nord wegen der Vergiftungsgefahr für Truppen- 
übungen nach ihrer Auffassung nicht mehr in Frage komme. Auch 
der Platz Munster-Süd stehe für Panzerübungen nicht zur Verfü- 
gung, da er nach wie vor für Artillerie-Schießen benötigt werde. 

Ein nach weiteren Verhandlungen am 22. Juni 1953 von mir bei 
der Britischen Hohen Kommission gestellter Antrag, durch zweck- 
entsprechende Ausnutzung des Platzes Munster-Nord die Auf- 
hebung von Manöverrechten im Gebiet Soltau-Lüneburg zu er- 
möglichen, wurde am 27. Juni 1953 unter Bezugnahme auf die 
vorangegangenen Verhandlungen mit der Begründung abgelehnt, 
der britische Oberkommandierende glaube auf Grund von Sach- 
verständigenurteilen, daß Munster-Nord wegen seiner Kampf- 
stoff-Vergiftung für die Truppenausbildung zu unsicher sei. 

Hierauf regte ich am 9. Juli 1953 eine gemeinsame Besichtigung 
und Überprüfung des Platzes durch deutsche und britische Sach- 
verständige an, die am 18. September 1953 stattfand, wobei der 
britische Kampfstoff-Sachverständige anhand technischer Darle- 
gungen das britische Urteil über die Kampfstoffvergiftung des 
Platzes erläuterte. Der hierauf am 9. Oktober 1953 von mir ange- 
regten Bildung einer gemischten deutsch-britischen Sachverstän- 
digen-Kommission wurde von britischer Seite am 3. November 
1953 zugestimmt. 

Diese Kommission trat nach eingehenden Vorarbeiten und nach- 
dem deutsche Sachverständige unter Benutzung der von britischer 
Seite zur Verfügung gestellten Akten sich über die Vorgänge auf 
dem Platz in der Zeit von 1945 bis 1954 unterrichtet hatten, am 
2. Dezember 1954 zusammen. Unter eingehender Würdigung des 
gesamten vorliegenden Materials setzten sich die deutschen Sach- 
verständigen mit der von dem britischen Sachverständigen vertre- 
tenen Auffassung hinsichtlich der Kampfstoffgefährdung des Plat- 
zes auseinander und gelangten in ihrem abschließenden Gutachten 
Ende Dezember 1954 zu den als Anhang beigefügten Feststellungen. 

Am 25. Februar 1955 bat ich unter Hinw^s auf dieses Gutachten 
die Britische Hohe Kommission erneut darum, den Platz Munster- 
Nord nunmehr als Übungsgelände für britische Panzertruppen zu 
benutzen. Unbenutzbar seien nur wenige Platzteile; das übrige 
Gelände könne bei Anwendung entsprechender Vorsichtsmaßnah- 
men für Panzerübungen verwendet werden. 

Die Britische Hohe Kommission sagte eine Überprüfung der An- 
gelegenheit für Monat März zu und erklärte sich bereit, den ge- 
samten Fragenkomplex alsdann mit der deutschen Seite in Hanno- 
ver zu erörtern. Nachdem inzwischen am 24. März 1955 die Bun- 
desregierung vom Bundestag beauftragt worden war, unverzüglich 
mit den zuständigen britischen Stellen über eine Freigabe der 
Übungsgebiete in der Lüneburger Heide und die sofortige Inan- 
spruchnahme des Truppenübungsplatzes Munster-Nord für Panzer- 
fahrübungen zu verhandeln, fand diese Besprechung am 21. April 
1955 in Hannover zwischen Vertretern meiner E)ienststelle, der 
niedersächsischen Landesregierung, der Britischen Hohen Kommis- 
sion, der britischen Kommandobehörden und dem Landeskommis- 
sar statt. 

In dieser Besprechung wurde die alte deutsche Forderung auf Frei- 
gabe der mit Manöverrechten belegten ständigen Übungsgebiete 
im Raume Soltau-Lüneburg eindringlich wiederholt. Es wurde vor- 
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geschlagen, die zur Zeit noch in Munster-Süd durchgeführten 
Schießen der Artillerie nach Bergen zu verlegen und als Panzer- 
übungsgelände alsdann den Platz Munster-Nord, den Platz 
Munster-Süd und den früheren Versuchsschießplatz Unterlüß zu 
benutzen unter gleichzeitiger Berücksichtigung des späteren deut- 
schen Bedarfs für Panzertruppen. Als Ergebnis der Besprechung 
wurde vereinbart, die deutschen Vorschläge im einzelnen von einer 
deutsch-britischen Kommission, die erstmalig am 5. Mai d. J. zu- 
sammentreten wird, überprüfen zu lassen. Die Bildung von Unter- 
kommissionen für Spezialfragen wie Entgiftungsmaßnahmen und 
Abholzungsarbeiten ist vorgesehen. Sämtliche Kommissionen sol- 
len ihre Arbeiten sobald als möglich aufnehmen und durchführen. 

Über die von den Kommissionen getroffenen Feststellungen und 
das Ergebnis meiner weiteren Verhandlung werde ich zu gegebener 
Zeit berichten. 


Anhang 


Auszug 

Gutachten der deutschen Sachverständigen über die auf dem 
Truppenübungsplatz bestehende Kampfstoffgefährdung 
(Dezember 1954) 

I. 

Der Platz ist nach dem Grad der Gefährdung, die heute durch das 
mögliche Vorhandensein von Kampf Stoffresten noch bestehen kann, 
in verschiedene Gefahrengebiete einzuteilen: 

a) Gebiete, deren Betreten gefährlich und deshalb grundsätzlich zu 
untersagen ist (Größe rd. 4 km 2 ). 

b) Gebiete, die an der Oberfläche ungefährlich erscheinen, aber vor 
Freigabe für militärische Übungen jeder Art noch näher unter- 
sucht werden müssen (Größe rd. 7 km 2 ). Diese Gebiete sind 
früher als Kampfstoffversuchsplätze benutzt worden; ob oder 
wie weit sie heute unter der Erdoberfläche noch kampfstoff- 
haltig sind, läßt sich erst durch eingehende Untersuchung 
(Boden-Analyse) feststellen. 

Diese Gebiete dürfen unter Beachtung der unter II aufgeführten 
Sicherheitsbestimmungen zunächst von der Truppe betreten 
werden. Es dürfen aber keine Erdarbeiten vorgenommen wer- 
den; sie dürfen auch nicht von Gleiskettenfahrzeugen befahren 
werden. 

Werden diese Gebiete als Aufschlaggelände benutzt, darf die 
nachfolgende Truppe sie nicht betreten, bevor nicht das Ergebnis 
der Prüfung gern. II, 2 vorliegt. 

c) Gebiete, die trotz der früheren militärischen Nutzung heute 
ungefährlich erscheinen (Größe rd. 99 km 2 ). Die ggf. durch ver- 
schleppte Gasmunition heute auch hier noch mögliche Gefähr- 
dung kann als wesentlich geringer bezeichnet werden als die auf 
einem anderen Schießplatz mögliche Gefährdung durch Brisanz- 
Munition. 

Gelegentliche Schädigungen sind dennoch nicht ausgeschlossen. 
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Diese Gebiete dürfen für militärische Übungen jeder Art 
benutzt werden, wenn die unter II genannten Sicherheits- 
bestimmungen beachtet werden. 


II. 

Folgende Sicherheitsmaßnahmen sind bei Benutzung des Platzes 
neben besonderen militärischen Sicherheitsbestimmungen vorzu- 
schreiben: 

1. Jeder Mann einer auf dem Platz übenden Einheit muß stets seine 
persönliche Gasschutzausrüstung mit sich führen und im Gas- 
schutz vollständig ausgebildet sein. 

2. Nach jedem Artillerie-Schießen ist das Aufschlaggelände auf 
etwaiges Vorhandensein von Kampfstoffen zu überprüfen und 
die etwa erforderlich werdende Entgiftung vor Wieder- 
benutzung durchzuführen. 

3. Bei der Kommandantur ist eine ständige Sicherheits- und Über- 
wachungsgruppe einzurichten. 
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